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Beschluss
der o6ffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung Ludwigsfelde vom 28.07.2005

Beschluss-Nr. 2.199.25/244.05

Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t das Haushaltssicherungskonzept flir das Haushaltsjahr
2005.

Die kommunalaufsichtsbehérdliche Genehmigung far das vorstehend benannte
Haushaltssicherungskonzept wurde durch den Landrat des Landkreises Teltow-Flaming als
allgemeine untere Landesbehdrde mit Bescheid vom 09.09.2005 unter dem Aktenzeichen 15 32
01.16.2/05 erteilt.

Das Haushaltssicherungskonzept liegt mit seinen Anlagen zur Einsichtnahme wahrend der
Offnungszeiten der Stadtverwaltung Ludwigsfelde, RathausstraRe 3, Zimmer 1.22, 14974
Ludwigsfelde aus.

Offnungszeiten: dienstags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstags  von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Ludwigsfelde, 19.10.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Haushaltssatzung der Stadt Ludwigsfelde fiir das Haushaltsjahr 2005

Aufgrund der §§ 76 und 78 Absatz 3 der Gemeindeordnung fiir das Land Brandenburg (GO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. | S. 154) in der jeweils geltenden
Fassung wird nach Beschluss der Stadtverordnetenversammlung vom 28.07.2005, dem
Beitrittsbeschluss vom 18.10.2005 und mit Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehérde folgende
Haushaltssatzung erlassen:

§1
Der Haushaltsplan fiir das Jahr 2005 wird
1. im Verwaltungshaushalt in der Einnahme auf 32.853.300 €
in der Ausgabe auf 37.476.800 € und
2. im Vermogenshaushalt in der Einnahme auf 13.506.000 €
in der Ausgabe auf 13.506.000 €

festgesetzt.




AMTSBLATT fiir die Stadt Ludwigsfelde  25. Oktober 2005 Nr.: 42 Seite 3

§2
Es werden festgesetzt:
1. der Gesamtbetrag der Kredite auf 5.490.000 €
davon fir Zwecke der Umschuldung 0 €
2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermachtigungen auf 1.270.000 €
3. der Héchstbetrag der Kassenkredite auf 10.000.000 €
§3
Die Hebesatze fiir die Realsteuern werden wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
a) fur die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 240 v.H.
b) fur die Grundstticke (Grundsteuer B) 364 v.H.
2. Gewerbesteuer nach dem Gewerbeertrag 200 v.H.

Die Hebesatze fir die Realsteuern wurden bereits in der Hebesatzsatzung fiir das Haushaltsjahr 2005
vom 07.12.2004 festgesetzt. Sie haben in dieser Haushaltssatzung lediglich deklaratorischen
Charakter.

(1)

)

@)

(4)

§4

Die Zustimmung zu tber- und auRerplanmafigen Ausgaben gemal § 81 Absatz 1 GO sowie die
Inanspruchnahme der Deckungsreserve gemafll § 10 GemHV wird auf den Kammerer
Ubertragen, soweit diese nicht als erheblich anzusehen sind.

Als erheblich im Sinne des § 81 Absatz 1 GO sind anzusehen und bedirfen der vorherigen
Zustimmung durch die Stadtverordnetenversammlung

1. die Erhéhung der Ausgaben des Sammelnachweises 0 - Personalkosten - um mehr als
1,5Vv.H.,

2. die Erhdéhung der veranschlagten Plansumme je Haushaltsstelle um mehr als 10.000 € im
Verwaltungshaushalt sowie um mehr als 25.000 € im Vermdgenshaushalt,

3. Uber- und aullerplanmalige Ausgaben, die auf gesetzlicher oder vertraglicher Grundlage
beruhen, wenn sie im Einzelfall mehr als 50.000 € betragen.

Die Zustimmung zu Uber- und auRerplanmafligen Ausgaben fir Leistungen nach dem
Bundessozialhilfegesetz und fir die Zahlung der Gewerbesteuerumlage wird ohne
betragsmafiige Beschrankung auf den Kammerer (bertragen. Dies gilt auch fir
Haushaltslberschreitungen bei notwendigen Abschlussbuchungen im Zuge der Erstellung der
Jahresrechnung.

Die Zustimmung zu Uber- und auferplanmafligen Ausgaben wird ohne betragsmaRige
Beschrankung auf den Kammerer Ubertragen, sofern zur Leistung dieser Ausgaben in voller
Hoéhe zweckgebundene (maflnahmebezogene) Mehreinnahmen von Dritten kassenwirksam zur
Verfugung stehen.
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§5

(1) Die Pflicht, gemafl § 79 Absatz 2 GO eine Nachtragshaushaltssatzung zu erlassen, ergibt sich
unter Berucksichtigung der nachfolgend aufgefiihrten Festlegungen.

(2) Als erheblich im Sinne des § 79 Absatz 2 Nr. 1 GO gilt ein Fehlbetrag, der 5 v.H. des
Gesamthaushaltsvolumens des laufenden Haushaltsjahres Ubersteigt.

(3) Als erheblich im Sinne des § 79 Absatz 2 Nr. 2 GO gelten Mehrausgaben, wenn sie im Einzelfall
1 v.H. des Gesamthaushaltsvolumens des laufenden Haushaltsjahres Ubersteigen.

(4) Als geringfligig im Sinne des § 79 Absatz 3 GO gelten

1. Ausgaben fiir bisher nicht veranschlagte BaumalRnahmen, sofern die voraussichtlichen
Gesamtbaukosten nicht mehr als 100.000 € betragen,

2. Ausgaben fur bisher nicht veranschlagte BaumaBnahmen, sofern zur Leistung dieser
Ausgaben in voller H6he zweckgebundene (maflnahmebezogene) Mehreinnahmen von
Dritten kassenwirksam zur Verfiigung stehen.

Ludwigsfelde, 19.10.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Die kommunalaufsichtsbehordliche Genehmigung fur die in vorstehender Satzung enthaltenen
genehmigungspflichtigen Bestandteile wurde durch den Landrat des Landkreises Teltow-Flaming als
allgemeine untere Landesbehdrde mit Bescheid vom 09.09.2005 unter dem Aktenzeichen
15 32 01.16.2/05 erteilt.

Anmerkung:

Die erforderliche kommunalaufsichtsbehérdliche Genehmigung ist mit Bescheid vom 09.09.2005 fir
das Haushaltsjahr 2005 mit Auflagen erteilt worden. Einen Beitrittsbeschluss (Beschluss-Nr.
1.266.28/262.05) zur kommunalaufsichtsbehdérdlichen Genehmigung fasste die
Stadtverordnetenversammlung am 18.10.2005.
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Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird gemaR §§ 5 Abs. 3 und 78 Abs. 5 der Gemeindeordnung fir das Land
Brandenburg (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. | S. 154) in der
jeweils geltenden Fassung o6ffentlich bekannt gemacht.

Nach § 78 Abs. 5 der GO kann jeder Einsicht in die Haushaltssatzung und in die Anlagen wahrend der
Offnungszeiten der Stadtverwaltung Ludwigsfelde in der RathausstraRe 3, Zimmer 1.22, 14974
Ludwigsfelde, nehmen.

Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist
diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 6ffentlichen
Bekanntmachung der Satzung gegeniiber der Gemeinde unter der Bezeichnung der verletzten
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.

Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften Gber die Genehmigung oder die 6ffentliche Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind (Hinweis gemaR § 5 Abs. 4 GO).

Ludwigsfelde, 19.10.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Bekanntmachung liber die Méglichkeit der Einsichtnahme in die Haushaltssatzung und ihre
Anlagen fiir das Haushaltsjahr 2005

Nach § 78 Absatz 5 der GO kann jeder Einsicht in die Haushaltssatzung und in die Anlagen wahrend
der Offnungszeiten der Stadtverwaltung Ludwigsfelde in der RathausstraRe 3, Zimmer 1.22, 14974
Ludwigsfelde nehmen.

Offnungszeiten: dienstags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstags  von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Ludwigsfelde, 19.10.2005
gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Bekanntmachung liber die Moglichkeit der Einsichtnahme in die Beteiligungsberichte
Nach § 105 Absatz 3 Satz 3 der GO kann jeder Einsicht in die dem Haushaltsplan beigefiigten
Berichte Uber die Beteiligungen der Stadt Ludwigsfelde an Unternehmen und Einrichtungen in der
Rechtsform des privaten Rechts wahrend der Offnungszeiten der Stadtverwaltung Ludwigsfelde in der

RathausstralRe 3, Zimmer 1.22, 14974 Ludwigsfelde nehmen.

Offnungszeiten: dienstags von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstags  von 09.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

Ludwigsfelde, 19.10.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister
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Einzelsatzung der Stadt Ludwigsfelde

zur Erhebung von StraBenbaubeitragen fiir straBenbauliche
MaBnahmen in der Zossener Landstrafe

Aufgrund des § 5 der Gemeindeordnung fir das Land Brandenburg in der Fassung der
Bekanntmachung vom 10.10.2001 (GVBI. | S. 154) und der §§ 1, 2 und 8 des
Kommunalabgabengesetzes fir das Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 15.06.1999 (GVBI. | S. 231), beide Gesetze in der jeweils geltenden Fassung, hat die
Stadtverordnetenversammlung Ludwigsfelde in ihrer Sitzung am 18.10.2005 folgende Satzung
beschlossen:

§1

Beitragstatbestand

(1) Zum Ersatz des Aufwandes fur die in Absatz 2 genannten Ausbaumaflnahmen bei Anlagen im
Bereich der offentlichen Stralen, Wege und Platze und als Gegenleistung fur die durch die
Moglichkeit der Inanspruchnahme den Eigentimern, Erbbauberechtigten und Nutzern der
anliegenden Grundsticke erwachsenden wirtschaftlichen Vorteile erhebt die Stadt Ludwigsfelde
Beitrage nach Maligabe dieser Satzung.

(2) Ausbaumalnahme im Sinne des Absatzes 1 ist die Herstellung des Gehweges in der Zossener
Landstrale zwischen Nuthedamm und Weinbergsweg.

§2

Verteilung des umlagefiahigen Aufwandes

(1) Der umlagefahige Aufwand wird auf die Grundstlicke verteilt, von denen aus die Mdglichkeit der
Inanspruchnahme der ausgebauten &ffentlichen Anlage oder eines bestimmten Abschnitts von ihr
besteht (berlicksichtigungsfahige Grundstiicke). Dabei werden Art und Maf® der Nutzung der
Grundsticke durch eine Vervielfachung der mafigeblichen Grundstlicksflache mit den nach den
§§ 3 und 4 maligeblichen Nutzungsfaktoren berticksichtigt.

(2) Soweit Flachen beriicksichtigungsfahiger Grundstiicke baulich oder gewerblich nutzbar sind,
richtet sich die Ermittlung des Nutzungsfaktors nach § 3. Fir die brigen Flachen, einschliel3lich
der im AuRenbereich liegenden Flachen oder Teilflachen, richtet sich die Ermittlung des
Nutzungsfaktors nach § 4.

(3) Als baulich oder gewerblich nutzbar gilt bei berticksichtigungsfahigen Grundstticken,
1. die insgesamt oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes und mit der
Restflache innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen, die Gesamtflache

des Grundstiicks;

2. die Uber die Grenzen des Bebauungsplanes in den Aufienbereich hinausreichen, die Flache
im Bereich des Bebauungsplanes;

3. die im Bereich einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB liegen und bei Grundsticken, die Uber
die Grenzen einer solchen Satzung hinausreichen, die Flache im Satzungsbereich;

4. fir die kein Bebauungsplan und keine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB besteht,

a) wenn sie insgesamt innerhalb des im Zusammenhang bebauten Ortsteiles (§ 34 BauGB)
liegen, die Gesamtflache des Grundstiicks,
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(4)

(1)

)

®)

b) wenn sie mit ihrer Flache teilweise im Innenbereich (§ 34 BauGB) und teilweise im
AuBenbereich (§ 35 BauGB) liegen, die Flache zwischen der offentlichen Anlage und
einer Linie, die in einem gleichmaBigen Abstand von 50 m zu ihr verlauft; bei
Grundstiicken, die nicht an die offentliche Anlage angrenzen oder lediglich durch einen
zum Grundstuck gehérenden Weg mit ihr verbunden sind, die Flache zwischen der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundsticksseite und einer Linie, die in einem
gleichmafigen Abstand von 50 m zu ihr verlauft;

5. die Uber die sich nach Nr. 2 oder Nr. 4 b) ergebenden Grenzen hinaus bebaut oder gewerblich
nutzbar sind, die Flache zwischen der 6ffentlichen Anlage bzw. im Fall von Nr. 4 b) der der
offentlichen Anlage zugewandten Grundstlicksseite und einer Linie hierzu, die in dem
gleichmaliigen Abstand verlauft, der der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen
Nutzung entspricht;

Bei berticksichtigungsfahigen Grundstlicken, die

1. nicht baulich oder gewerblich, sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B. Friedhdfe,
Sport- und Festplatze, Freibadder oder Dauerkleingarten) oder innerhalb des im Zusammenhang
bebauten Ortsteils so genutzt werden,

oder

2. ganz bzw. teilweise im Auflienbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung),

ist die Gesamtflache des Grundstiicks bzw. die Flache des Grundstiicks zugrunde zu legen, die
von den Regelungen in Abs. 3 nicht erfasst wird.

§3
Nutzungsfaktoren fiir Baulandgrundstiicke

Der maligebliche Nutzungsfaktor bei beriicksichtungsfahigen Grundstiicken, die baulich oder
gewerblich nutzbar sind, wird durch die Zahl der Vollgeschosse bestimmt.
Kirchengebaude werden stets als eingeschossige Gebaude behandelt.

Zur Berucksichtigung des unterschiedlichen MalRes der Nutzung wird die Flache (§ 2 Abs. 4)
vervielfacht mit

1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,
1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,
1,5 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,
1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen,
2,0 bei einer Bebaubarkeit mit fiinf Vollgeschossen,
2,25 bei einer Bebaubarkeit mit sechs Vollgeschossen,
2,5 bei einer Bebaubarkeit mit sieben Vollgeschossen,
2,75 bei einer Bebaubarkeit mit acht Vollgeschossen.

.
zezeacze

~ ~—

Als Zahl der Vollgeschosse gilt — jeweils bezogen auf die in § 2 Abs. 4 bestimmten Flachen — bei
Grundsticken

1. die ganz oder teilweise im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegen (§ 2 Abs. 4 Nr. 1
und 2)

a) die im Bebauungsplan festgesetzte hdchstzulassige Zahl der Vollgeschosse,
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b) fir die im Bebauungsplan statt der Zahl der Vollgeschosse die Hohe der baulichen
Anlagen festgesetzt ist, die hochstzulassige Hohe geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen
kleiner als 0,5 auf die vorausgehende Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle
Zahl aufgerundet werden.

c) fur die im Bebauungsplan weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Héhe der baulichen
Anlagen sondern nur Baumassenzahlen festgesetzt sind, die durch 3,5 geteilte
hdchstzuldssige Baumassenzahl, wobei die Bruchzahlen kleiner als 0,5 auf die
vorausgehende Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle Zahl aufgerundet
werden.

d) auf denen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene,

fur die im Bebauungsplan gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festgesetzt ist, die Zahl von
einem Vollgeschoss. die auBerhalb des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes oder fir
Flachen, fir die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschosse, die Baumassenzahl oder die
Gebaudehodhe nicht festsetzt, die aber ganz oder teilweise innerhalb des im Zusammenhang
bebauten Ortsteiles liegen (§ 2 Abs. 4 Nr. 3 und 4), wenn

a) sie bebaut sind, die hochste Zahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse. Ist die Zahl
der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die Hohe des Bauwerkes geteilt durch 3, wobei Bruchzahlen kleiner als
0,5 auf die nachste volle Zahl abgerundet und ab 0,5 auf die nachste volle Zahl
aufgerundet werden. Bleibt die auf diese Weise ermittelte Zahl der Vollgeschosse hinter
der Zahl der auf dem Grundstlick zulassigen Zahl der Vollgeschosse zuriick, ist die Zahl
der héchstzulassigen Zahl der Vollgeschosse zu Grunde zu legen.

b) sie unbebaut aber bebaubar sind, aus der héchstzulassigen Zahl der Vollgeschosse.

c) auf ihnen keine Bebauung zulassig ist, sie aber gewerblich genutzt werden kdnnen, die
Zahl von einem Vollgeschoss.

d) auf ihnen nur Garagen oder Stellplatze errichtet werden dirfen, die Zahl von einem
Vollgeschoss je Nutzungsebene.

(4) Zur Bericksichtigung der unterschiedlichen Art der Nutzung werden die in Abs. 2 und 3
festgesetzten Faktoren um 0,5 erhoéht:

a)

b)

bei Grundsticken in durch Bebauungsplan festgesetzten Kern-, Gewerbe- und
Industriegebieten, die gewerblich genutzt werden kénnen.

bei Grundstlicken in unbeplanten Gebieten, die gewerblich genutzt werden. ,Gewerblich
genutzt* im Sinne dieser Satzungsbestimmung sind Grundstiicke, die einem typischen
Gewerbebetrieb zuzurechnen sind. Zusatzlich sind Grundstiicke ,gewerblich genutzt®, die
typischerweise auf einen Besucherverkehr abstellen und deshalb eine intensivere
Inanspruchnahme einer offentlichen Anlage verursachen, wie z.B. Grundstiicke mit Praxen
von Arzten, Anwalten, Architekten, aber auch Biro-, Verwaltungs- und Krankenhausgebaude
u.s.w.

Dies gilt auch fir Grundstiicke in sonstigen Gebieten, die entsprechend den Buchstaben a)
und b) genutzt werden, nur so genutzt werden kdnnen oder fir die eine solche Nutzung zum
Zeitpunkt des Bestehens der Beitragspflicht genehmigt worden ist.
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§4

Nutzungsfaktoren fiir Grundstiicke mit sonstiger Nutzung
(1) Fur die Flachen nach § 2 Abs. 5 gelten als Nutzungsfaktoren:

1. 0,5 bei Grundstiicken, die aufgrund entsprechender Festsetzungen in einem Bebauungsplan
nicht baulich oder gewerblich sondern nur in vergleichbarer Weise nutzbar sind (z.B.
Kirchengrundstiicke, Friedhéfe, Sport- und Festplatze, Dauerkleingarten) oder innerhalb des
im Zusammenhang bebauten Ortsteils so genutzt werden.

2. bei Grundsticken, die im AuRenbereich (§ 35 BauGB) liegen oder wegen entsprechender
Festsetzungen in einem Bebauungsplan nur in anderer Weise nutzbar sind (z.B.
landwirtschaftliche Nutzung)

a) 0,017, bei einer Nutzung als Wald, wenn sie unbebaut sind,

b) 0,034, bei einer Nutzung als Griin-, Acker- oder Gartenland, wenn sie unbebaut sind,

c) 0,5, wenn sie in einer der baulichen oder gewerblichen Nutzung vergleichbaren Weise
genutzt werden (z.B. Kirchengrundsticke, Friedhoéfe, Sport- und Festplatze,
Dauerkleingérten)

d) 1,0, wenn auf ihnen Wohnbebauung, Ilandwirtschaftliche Hofstellen oder
landwirtschaftliche Nebengebdude (z.B. Feldscheunen) vorhanden sind, flr eine
Teilflache, die sich rechnerisch aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die
Grundflachenzahl 0,2 ergibt. Ubersteigt die Bebauung ein Vollgeschoss erhoht sich der
Nutzungsfaktor von je 0,25 fiir jedes weitere tatsachlich vorhandene Vollgeschoss; fir die
Restflache gelten entsprechend die Buchstaben a - ¢)

e) 1,5, wenn sie gewerblich genutzt und bebaut sind, fiir eine Teilflache, die sich rechnerisch
aus der Grundflache der Baulichkeiten geteilt durch die Grundflachenzahl 0,2 ergibt.
Ubersteigt die Bebauung ein Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um je 0,25 fir
jedes tatsachlich vorhandene Vollgeschoss; fir die Restflache gelten entsprechend die
Buchstaben a - ¢)

§5

Beitragssatz

Der Beitragssatz fur die Malinahme nach § 1 Abs. 2 betragt 0,4039615 Euro je m?.

§6
Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(1) Bei Grundsticken, die von mehr als einer Ooffentlichen Anlage bei gleichartiger
ErschlieBungsfunktion erschlossen werden (z.B. Eckgrundstiicke, Grundsticke zwischen zwei
offentlichen Anlagen), wird der sich ergebene Beitrag nur zu zwei Dritteln erhoben.

(2) Dies gilt nicht fir gewerblich oder in gleichartiger Weise genutzte Grundstiicke in beplanten und
unbeplanten Gebieten.

§7
Beitragspflichtige

(1) Beitragspflichtig ist derjenige, der im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides
Eigentimer des Grundstickes ist. Mehrere Eigentimer eines Grundstickes sind
Gesamtschuldner.
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(2) Ist das Grundstliick mit einem Erbbaurecht belastet, so tritt an die Stelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte.

(3) Besteht flir das Grundstlick ein Nutzungsrecht, so tritt der Nutzer an die Stelle des Eigentimers.
Nutzer sind die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes vom 21. September 1994 (BGBI. |
S. 2457) genannten naturlichen oder juristischen Personen des privaten und des &ffentlichen
Rechts. Die Beitragspflicht dieses Personenkreises entsteht nur, wenn zum Zeitpunkt der
Falligkeit des Beitrages das Wahlrecht Gber die Bestellung eines Erbbaurechts oder den Ankauf
des Grundsticks gemal den §§ 15 und 16 des Sachenrechtsbereinigungsgesetz statthaften
Einreden und Einwendungen geltend gemacht worden sind; anderenfalls bleibt die Beitragspflicht
des Grundstlickseigentimers unberihrt.

§8
Falligkeit
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fallig.
§9
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt riickwirkend zum 01.11.2001 @raﬂ.
Ludwigsfelde, 24.10.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister

Bekanntmachungsanordnung

Vorstehende Satzung wird gemaR §§ 5 Abs. 3 der Gemeindeordnung fiir das Land Brandenburg in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001 (GVBI. | S. 154) in der jeweils geltenden
Fassung offentlich bekannt gemacht.

Ist eine Satzung unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften zustande gekommen, so ist
diese Verletzung unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der 6ffentlichen
Bekanntmachung der Satzung gegeniber der Gemeinde unter der Bezeichnung der verletzten
Vorschrift und der Tatsache, die den Mangel ergibt, geltend gemacht worden ist.

Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften Gber die Genehmigung oder die 6ffentliche Bekanntmachung der
Satzung verletzt worden sind.

Ludwigsfelde, 24.10.2005

gez. Heinrich Scholl
Blrgermeister


wilms
Zeitpunkt der Erfüllung der sachlichen Beitragspflichten: 19.02.2002 \(Abnahmeniederschrift\)
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